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Leitsatze:

1. Nach Ausweisung eines FFH-Gebiets kann sich die Planfeststellungsbehdrde hin-
sichtlich der Gebietsabgrenzung nicht mehr auf den ihr bei der Anwendung der Aus-
wabhlkriterien in Phase 1 des Ausweisungsprozesses zustehenden naturschutzfachli-
chen Einschéatzungsspielraum berufen; dies gilt gleichermalRen flir nachgemeldete
Gebiete.

2. Der Volliberprifungsanspruch des von einem Planfeststellungsbeschluss mit ent-
eignungsrechtlicher Vorwirkung betroffenen Eigentiimers erfahrt durch den Wegfall
der materiellen Praklusion (vgl. EuGH, Urteil vom 15. Oktober 2015 - C-137/14
[ECLI:EU:C:2015:683]) keine Einschrankungen.

3. Soweit fur die Klage eines drittbetroffenen Landwirts gegen einen Planfeststel-
lungsbeschluss pauschalierend ein Streitwert von 60 000 EURO anzusetzen ist (Nr.
34.2.3 des Streitwertkatalogs), werden Werte fur den endgtiltigen oder voriiberge-
henden Flachenverlust nicht zuséatzlich in Ansatz gebracht (Aufgabe der Rechtspre-
chung im Beschluss vom 11. Februar 2009 - 9 A 34.08 - Buchholz 360 § 52 GKG
Nr. 6).
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Beschluss des 9. Senats vom 15. September 2016 - BVerwG 9 B 13.16

l. OVG Luneburg vom 14. August 2015
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BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

BESCHLUSS

BVerwG 9 B 13.16
OVG 7 KS 121/12

In der Verwaltungsstreitsache



2.

hat der 9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

am 15. September 2016

durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Bier und
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Korbmacher und

Dr. Dieterich

beschlossen:

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung
der Revision in dem Urteil des Niedersachsischen Ober-
verwaltungsgerichts vom 14. August 2015, berichtigt durch
Beschluss vom 4. Mérz 2016, wird zurtickgewiesen.

Die Beklagte tragt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Streitwert wird fuir beide Rechtszilige auf jeweils
60 000 € festgesetzt.

Grinde:

Die auf die Revisionszulassungsgrtinde der grundséatzlichen Bedeutung (8 132
Abs. 2 Nr. 1 VwWGO) und des Verfahrensmangels (8 132 Abs. 2 Nr. 3 VWGO)

gestlitzte Beschwerde hat keinen Erfolg.

1. Der Rechtssache kommt keine grundsatzliche Bedeutung im Sinne von § 132
Abs. 2 Nr. 1 VWGO zu.

Die von der Beschwerde aufgeworfenen Fragen:

Darf zur Bestimmung der Grenzen eines FFH-Gebiets
auch auf Materialien auRerhalb der Meldeunterlagen
selbst zuriickgegriffen werden?

Darf sich im Lichte der Aufgabenteilung zwischen Judika-
tive und Exekutive (vgl. Art. 20 Abs. 3 GG) ein Gericht bei
der Auslegung der Meldeunterlagen hinsichtlich der Ab-
grenzung eines FFH-Gebiets Uber die Feststellungen der
fur den Gebietsvorschlag bzw. fur die Schutzgebietsaus-
weisung zustandigen Fachbehdrden zu der Gebietsgrenze
hinwegsetzen?,
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rechtfertigen die Zulassung der Revision nicht. Sie bedurfen keiner Klarung in
einem Revisionsverfahren, sondern lassen sich auf der Grundlage der Vor-
schriften des europaischen und nationalen Rechts sowie der vorhandenen
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Europaischen Ge-
richtshofs beantworten. Fir ein von der Kommission aufgrund des in Art. 4

Abs. 1 und 2 FFH-RL festgelegten Verfahrens im Einvernehmen mit dem Mit-
gliedstaat bezeichnetes Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung sind fur die
Gebietsabgrenzung die diesem Verfahren zugrunde liegenden Meldeunterlagen
einschlief3lich des durch den Mitgliedstaat eingereichten Kartenmaterials maf3-
geblich. Dies folgt aus der Verpflichtung des Mitgliedstaats, das einvernehmlich
mit der Kommission "bezeichnete" Gebiet gemal Art. 4 Abs. 4 FFH-RL, § 32
Abs. 2 und 3 BNatSchG so schnell wie méglich auszuweisen, indem das Gebiet
entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschitzten Teilen von Natur
und Landschaft erklart wird. Die Gebietsabgrenzung muss eindeutig und ver-
bindlich sein, da sie anderenfalls jederzeit in Frage gestellt werden kénnte und
das mit der Schutzgebietsausweisung verfolgte Schutzziel nicht voll erreicht
wuirde (vgl. EuGH, Urteil vom 27. Februar 2003 - C-415/01 [ECLI:EU:2003:118],

Kommission/Belgien - Rn. 21 f.).

Die verbindliche Ausweisung bindet die Behdrden des Mitgliedstaats. Projekte,
die nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen, dirfen nur zugelassen
werden, wenn die zustandigen einzelstaatlichen Behdrden festgestellt haben,
dass das Gebiet als solches nicht beeintrachtigt wird oder aus zwingenden
Grinden des Uberwiegenden o6ffentlichen Interesses eine Ausnahme erteilt
worden ist (Art. 6 Abs. 3 und 4 FFH-RL). Entsteht nach Unterschutzstellung ein
Anderungs- oder Verkleinerungsbedarf, um die Realisierung eines Plans oder
Projekts zu ermoglichen, ist dies nur nach Durchfiihrung einer Vertraglichkeits-
prifung moglich. Fir den Fall, dass eine Anderung aus naturschutzfachlichen
Grinden als notwendig erachtet wird, kann die zustandige Behorde nach Art. 4
Abs. 1 Satz 4 FFH-RL bei der Kommission Abanderungsvorschlage einbringen,
die daraufhin nach Art. 9 FFH-RL ein Gebiet ganz oder teilweise aus dem
Natura 2000-Netz herausnehmen kann (vgl. Mdckel, in: Schlacke, GK-
BNatSchG, 2012, § 32 Rn. 56).
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Hieraus wird deutlich, dass nach Ausweisung eines FFH-Gebiets die Gebiets-
begrenzungen der einzelstaatlichen Schutzausweisung im Rahmen einer Ent-
scheidung Uber die Zulassung eines Projekts oder Plans maf3geblich sind und
sich die einzelstaatlichen Behdrden nicht (mehr) auf den ihnen bei der Anwen-
dung der Auswabhlkriterien in Phase 1 des Ausweisungsprozesses zustehenden
naturschutzfachlichen Einschatzungsspielraum berufen konnen (zu diesem
Spielraum BVerwG, Urteil vom 6. November 2013 - 9 A 14.12 - BVerwGE 148,
373 Rn. 42 m.w.N.). Diese fur unter Schutz gestellte Gebiete geltenden Uberle-
gungen sind auf die nachgemeldeten und aufgrund des Verfahrens nach Art. 4
Abs. 2 FFH-RL von der Kommission als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung bezeichneten, aber noch nicht nach den landesrechtlichen Bestimmungen
unter Schutz gestellten Gebiete Ubertragbar. Auch bei diesen Gebieten, die be-
reits den Bestimmungen des Art. 6 Abs. 2, 3 und 4 FFH-RL unterliegen (Art. 4
Abs. 5 FFH-RL), kdnnen die einzelstaatlichen Behdrden nicht mehr unter Beru-
fung auf einen naturschutzfachlichen Beurteilungsspielraum die Gebietsabgren-
zung verandern. Sie haben vielmehr entsprechend den Meldeunterlagen die
Ausweisung des Gebiets einschlie3lich einer eindeutigen und verbindlichen Ab-
grenzung vorzunehmen. Ob die Behérde dem gerecht geworden ist, unterliegt
der uneingeschrankten gerichtlichen Uberprufung. Das Oberverwaltungsgericht
war daher nicht gehindert, der Frage nachzugehen, welche Gebietsabgrenzung
den Meldeunterlagen bei objektiver Betrachtung zu entnehmen ist und hierbei
im Rahmen der Sachverhaltserforschung (8 86 Abs. 1 Satz 1 VwGO) aul3er auf
das vorgelegte Kartenmaterial ergdnzend auch auf andere Erkenntnismittel zu-

ruckzugreifen.

Aus der Aufgabenteilung zwischen Judikative und Exekutive ergibt sich nichts
anderes. Im Gegenteil folgt aus der Garantie effektiven Rechtsschutzes grund-
satzlich die Pflicht der Gerichte, die angefochtenen Verwaltungsakte in rechtli-
cher und tatsachlicher Hinsicht vollstandig nachzuprifen. Das schliel3t eine
Bindung der rechtsprechenden Gewalt an tatséchliche oder rechtliche Feststel-
lungen und Wertungen seitens anderer Gewalten hinsichtlich dessen, was im
Einzelfall rechtens ist, im Grundsatz aus (vgl. nur BVerfG, Beschluss vom

31. Mai 2011 - 1 BvR 857/07 - BVerfGE 129, 1 <20>). Eine Einschrankung der

Rechtskontrolle durch die Gerichte durch Anerkennung von Gestaltungs-, Er-
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messens- und Beurteilungsspielrdumen muss sich ausdricklich aus dem Ge-
setz ergeben oder durch Auslegung hinreichend deutlich zu ermitteln sein
(BVerfG, Beschluss vom 31. Mai 2011 - 1 BvR 857/07 - BVerfGE 129, 1

<21 {.>). Daran fehlt es hier nach der Gebietsmeldung aus den oben dargeleg-

ten Grinden.

Die Frage,

Kann ein durch die enteignungsrechtliche Vorwirkung ei-
nes Planfeststellungsbeschlusses betroffener Klager im
Lichte der Rechtsprechung des Europaischen Gerichts-
hofs zur Préklusion (vgl. Urteil vom 15. Oktober 2015 —
C-137/14) weiterhin einen Vollprifungsanspruch geltend
machen?,

verhilft der Beschwerde ebenfalls nicht zum Erfolg. Auch sie lasst sich auf der
Grundlage der vorliegenden Rechtsprechung beantworten, ohne dass es der
Durchfiihrung eines Revisionsverfahrens bedirfte. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat den sogenannten VollUiberprifungsanspruch des durch einen Planfest-
stellungsbeschluss mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung betroffenen Eigen-
tumers aus der verfassungsrechtlichen Eigentumsgarantie hergeleitet. Der be-
troffene Burger konne eine umfassende gerichtliche Prifung in tatsachlicher
und in rechtlicher Hinsicht verlangen (BVerwG, Urteil vom 21. Méarz 1986 - 4 C
48.82 - BVerwGE 74, 109 <110 f.>). Weder in dieser Entscheidung noch in spéa-
teren Entscheidungen hat das Bundesverwaltungsgericht den Volliberpri-
fungsanspruch des Eigentiimers in einen Zusammenhang mit der materiellen
Préklusion gestellt, geschweige denn hat es ihn an das Vorliegen von Praklusi-
onsregelungen geknipft. Entscheidend ist flr das Gericht die Herleitung aus
der Eigentumsgarantie und dem fur die formliche Enteignung geltenden Ge-
meinwohlerfordernis (vgl. BVerwG, Urteile vom 26. April 2007 - 4 C

12.05 - BVerwGE 128, 358 Rn. 29 und vom 14. November 2012 - 9 C 14.11 -
BVerwGE 145, 96 Rn. 10). Insofern verfehlt die Beschwerde die fur die Begriin-
dung des Volluberpriufungsanspruchs maf3geblichen Erwadgungen in der Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wenn sie der Auffassung ist, mit
dem Wegfall der Préklusion durch das Urteil des Europaischen Gerichtshofs
vom 15. Oktober 2015 - C-137/14 [ECLI:EU:C:2015:683] - ginge die Rlgebe-
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fugnis eines Eigentumsbetroffenen deutlich Gber die Erfordernisse des Art. 14
Abs. 3 GG hinaus.

2. Die Revision ist auch nicht deshalb zuzulassen, weil ein Verfahrensmangel
geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann
(8 132 Abs. 2 Nr. 3 VWGO).

a) Die Beschwerde riigt, das angegriffene Urteil stelle eine Uberraschungsent-
scheidung dar, weil das Oberverwaltungsgericht der Beklagten keine Mdglich-
keit gegeben habe, zu seiner die Entscheidung tragenden Einschatzung Stel-
lung zu nehmen, den von der Beklagten zur Abgrenzung des FFH-Gebiets vor-
gelegten fachlichen Stellungnahmen kénne mangels konkreter Auseinanderset-

zung mit den Meldeunterlagen nicht gefolgt werden.

Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts folgt aus dem
Anspruch auf rechtliches Gehoér auch in der Auspragung, die er in 8§ 86 Abs. 3
und 8 104 Abs. 1 VwGO gefunden hat, keine Pflicht des Gerichts zur umfas-
senden Erdrterung aller entscheidungserheblichen Gesichtspunkte. Insbeson-
dere muss das Gericht die Beteiligten nicht vorab auf seine Rechtsauffassung
oder die beabsichtigte Wirdigung des Prozessstoffs hinweisen, weil sich die
tatsachliche und rechtliche Wirdigung regelmaRig erst aufgrund der abschlie-
Renden Beratung ergibt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 28. Dezember 1999 - 9 B
467.99 - Buchholz 310 § 86 Abs. 3 VWGO Nr. 51 S. 2 m.w.N.). Etwas anderes
gilt allerdings dann, wenn das Gericht einen bis dahin nicht erdrterten rechtli-
chen oder tatsachlichen Gesichtspunkt zur Grundlage seiner Entscheidung
macht und damit dem Rechtsstreit eine Wendung gibt, mit welcher auch ein
gewissenhafter und kundiger Prozessbeteiligter nach dem bisherigen Prozess-
verlauf - selbst unter Bertcksichtigung der Vielfalt vertretbarer Rechtsauffas-
sungen - nicht zu rechnen brauchte (stRspr, vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom
8. November 2006 - 10 B 37.06 - Buchholz 424.01 § 144 FlurbG Nr. 19 Rn. 4
m.w.N.). Hiernach musste die Beklagte damit rechnen, dass das Gericht die
vorgelegten Stellungnahmen wie erfolgt wirdigen wirde. Sie selbst hatte in Ih-
rem Schriftsatz an das Oberverwaltungsgericht vom 18. Februar 2015 betont,

dass flr die Gebietsabgrenzung maf3geblich der Abgrenzungswille der Melde-
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behdrde sei, wie er sich aus dem Gebietsvorschlag, insbesondere aus dem
Standarddatenbogen sowie aus den naturschutzfachlichen und topographi-
schen Gegebenheiten im konkreten Fall ergebe. Dass angesichts dessen das
Oberverwaltungsgericht die von der Beklagten vorgelegten Stellungnahmen
vom 16. Mérz 2005 und 3. August 2015 daran gemessen hat, ob sie sich mit
den Meldeunterlagen als den fir die Gebietsabgrenzung maf3geblichen Unter-
lagen auseinandersetzen, war danach nicht nur naheliegend, sondern musste
sich der Beklagten geradezu aufdréangen. Eines gerichtlichen Hinweises bedurf-

te es daher nicht.

b) Die Beschwerde meint, das Oberverwaltungsgericht habe seine Amtsermitt-
lungspflicht (8§ 86 Abs. 1 VWGO) verletzt, weil es zwar amtliche Auskinfte hin-
sichtlich der Unterschutzstellung nach nationalem Recht angefordert, aber nicht
die konkrete Abgrenzung des FFH-Gebiets im Lichte der Meldeunterlagen er-
fragt habe. Das Vorbringen der Beschwerde lasst nicht erkennen, dass sich
dem Oberverwaltungsgericht eine solche Nachfrage hatte aufdrangen mussen.
Es beruht auf der - wie dargelegt - fehlerhaften Annahme, dass der Beklagten
bei der Bestimmung der Grenzen des gemeldeten FFH-Gebiets eine fachliche

Einschatzungsprarogative zukommit.

c) Einen VerstoRR gegen die Urteilsbegriindungspflicht (§ 108 Abs. 1 Satz 2
VwGO) sieht die Beschwerde darin, dass das Oberverwaltungsgericht es ver-
saumt habe, in seinem Urteil festzustellen, ob die fehlende Ermittlung und Ein-
ordnung des gegenwartigen Gewasserzustands durch die Beklagte und der
damit einhergehende Verstol3 gegen Art. 4 der Richtlinie 2000/60/EG (Wasser-
rahmenrichtlinie) kausal fur die Inanspruchnahme des klagerischen Eigentums
war. Das angegriffene Urteil enthalte insoweit keinerlei Feststellungen. Diese
Ruge greift nicht durch. Die Beschwerde Ubersieht, dass die Begrindungspflicht
keine ausdruckliche Auseinandersetzung mit jedem vorgetragenen oder sonst
einschlagigen Gesichtspunkt verlangt, sondern nur eine verninftige, der jeweili-
gen Sache angemessene Gesamtwurdigung. Das Urteil muss erkennen lassen,
dass das Gericht den ermittelten Tatsachenstoff wertend gesichtet und in wel-
chen konkreten Bezug es ihn zu den angewandten Rechtsnormen gesetzt hat.

Ein Verfahrensmangel liegt vor, wenn das Gericht auf ein zentrales und ent-
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scheidungserhebliches Vorbringen in den Urteilsgrinden nicht eingeht und
auch nicht angibt, weshalb es dem Vortrag nicht folgt (stRspr, vgl. nur BVerwG,
Beschluss vom 20. August 2014 - 3 B 72.13 - Buchholz 300 8 17 GVG Nr. 6
Rn. 6 m.w.N.). Diese Voraussetzungen liegen hier ersichtlich nicht vor. Im Ubri-
gen trifft es auch nicht zu, dass das Gericht die Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts, wonach eine Rechtswidrigkeitsfeststellung eines Planfest-
stellungsbeschlusses auf die Klage eines Eigentumsbetroffenen nur in Betracht
kommt, wenn sie kausal fur die Inanspruchnahme des Eigentums ist, nur im
Zusammenhang mit der festgestellten erheblichen Beeintrachtigung des poten-
tiellen FFH-Gebiets gesehen hat (vgl. UA S. 52). Bei der Prifung der Anforde-
rung der Wasserrahmenrichtlinie kommt das Urteil zu dem Ergebnis, die Ermitt-
lung des Umfangs der in Teilen der betroffenen Gewasser eintretenden Beein-
trachtigungen sei schon deshalb angezeigt gewesen, weil die derzeitige Ge-
wassergite nach Aussage der FFH-Vertraglichkeitsprifung bereits im unteren
Existenzbereich fur Groppe und Bachneunauge liege (UA S. 68). In der zu-
sammenfassenden Darstellung der zur Rechtswidrigkeitsfeststellung fihrenden
Fehler (UA S. 71) fuhrt das Oberverwaltungsgericht auRerdem aus, dass von
einer Fehlgewichtung im Rahmen der planerischen Abwagung auszugehen sei,
da die Beklagte die Beeintrachtigung des FFH-Gebiets teilweise nicht zutreffend
erkannt habe und die Berucksichtigung und Abarbeitung der Anforderung der
Wasserrahmenrichtlinie mangelhaft sei. Danach ist das Oberverwaltungsgericht
ersichtlich davon ausgegangen, dass den Anforderungen der Wasserrahmen-
richtlinie bei der Prifung, ob eine alternative, die Inanspruchnahme des Eigen-
tums der Klager vermeidende Trassenfiihrung in Betracht kommt, Bedeutung
zukommt. Ob diese Annahme in der Sache zutrifft, ist im Rahmen der Verfah-

rensruge unerheblich.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO, die Streitwertfest-
setzung auf § 47 Abs. 1 und 3, 8 52 Abs. 1, § 63 Abs. 3 Nr. 2 GKG. Soweit fiir
die erhebliche Beeintrachtigung eines Landwirtschaftsbetriebs nach Nr. 34.2.3.
des Streitwertkatalogs pauschalierend ein Streitwert von 60 000 € anzusetzen
ist, werden Werte fur den endgdltigen oder voribergehenden Flachenverlust
nicht zusatzlich in Ansatz gebracht (Aufgabe der Rechtsprechung im Beschluss
vom 11. Februar 2009 - 9 A 34.08 - Buchholz 360 § 52 GKG Nr. 6). Anderen-
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falls bestéande ein Wertungswiderspruch zu Nr. 34.2.2. des Streitwertkatalogs,
der fur die erhebliche Beeintrachtigung eines Gewerbebetriebs ebenfalls eine

Pauschale von 60 000 € vorsieht, die durch vorhabenbedingte Flachenverluste
nicht erhéht wird.

Dr. Bier Prof. Dr. Korbmacher Dr. Dieterich



	G r ü n d e :

